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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.03.2001 

Geschäftszahl 

2000/14/0155 

Rechtssatz 

Dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften wird folgende Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

Ist es mit der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: 
einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage, insbesondere deren Artikel 5 und 6, vereinbar, dass ein 
Mitgliedstaat folgenden Vorgang als steuerpflichtigen Umsatz behandelt: Das Tätigen von Ausgaben, die 
Leistungen im Ausland betreffen, die, wären sie im Inland an den Unternehmer ausgeführt worden, den 
Unternehmer nicht zum Vorsteuerabzug berechtigten? 

Beachte 

Vorabentscheidungsverfahren: 

* EU-Register: EU 2001/0011 17. September 2003 

* EuGH-Zahl: C-155/01 

* EuGH-Entscheidung: 

EuGH 62001CJ0155 11. September 2003 

* Enderledigung des gegenständlichen Ausgangsverfahrens im 

fortgesetzten Verfahren: 

2003/14/0077 E 21. Oktober 2003 


